
17. Sitzung der Vertreterversammlung
der Kassenärztlichen Vereinigung Hamburg (16. Amtsperiode)

am 20. Mai 2026

R E S O L U T I O N

Die VV der KV Hamburg möge beschließen:

Resolution der VV der KV Hamburg vom 20.05.2026 zur Notfallreform
Ohne verbindliche Steuerung und volle Finanzierung läuft die Notfall-
reform ins Leere

Die Vertreterversammlung der KV Hamburg fordert die Bundesregierung auf, beim geplanten
Gesetz zur Reform der Notfallversorgung nachzubessern.
Begründung:
Es fehlt eine verbindliche Patientensteuerung: Das Gesetz gibt vor, Patient:innen steuern zu
wollen – tatsächlich können diese dem aktuellen Entwurf zufolge aber weiterhin auf eigene
Faust in Integrierte Notfallzentren (INZ) und ZNAs anderer Krankenhäuser gehen. Das trägt
nicht dazu bei, Patient:innen gezielt in die richtige Versorgungstruktur zu lenken, um teure Fehli-
nanspruchnahmen zu vermeiden. Die telefonische oder digitale Ersteinschätzung sollte daher
verpflichtend sein, bevor eine Patient:in sich auf den Weg macht.

Regelversorgung vor Notfallversorgung: Der geplante verpflichtende Aufbau von Doppel-
strukturen während der Praxisöffnungszeiten ist medizinisch und wirtschaftlich unnötig und über-
fordert die vertragsärztlichen Ressourcen. Wie sollen Ärzt:innen in ihren Praxen arbeiten und
gleichzeitig noch die telemedizinische Versorgung von Notfallpatient:innen übernehmen? Das
wird nicht funktionieren.

Vollständige Finanzierung von ambulanter Akutversorgung und Akutleitstelle: Der Entwurf
des Notfallgesetzes sieht vor, dass die Patient:innen über die 116117 bevorzugt in die ambu-
lante Regelversorgung gesteuert werden sollen. Doch die im GKV-Beitragsstabilisierungsgesetz
geplanten Sparmaßnahmen werden zwangsläufig einen massiven Abbau der ambulanten Ver-
sorgungsstrukturen nach sich ziehen. Es wird nicht genug Termine geben, die für die Vermitt-
lung über die 116117 zur Verfügung stehen, solange diese nicht voll finanziert werden.

Die Notfallversorgung darf nicht zulasten der Vertragsärzt:innen und Vertragspsychothe-
rapeut:innen gehen, sondern muss vollständig finanziert werden. Als Teil der Daseinsvor-
sorge ist die Akutversorgung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und muss vollstän-
dig aus Steuermitteln bzw. aus Mitteln der Krankenkassen finanziert werden.


